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Sehet auf 
Advent schafft Menschen, neue Menschen. Neue Menschen sollen auch wir im Advent werden. Sehet 
auf. Ihr, deren Blick stier auf diese Erde gerichtet ist, die gebannt sind von den kleinen Geschehnissen 
und Veränderungen auf der Oberfläche dieser Erde. 
Sehet auf, die ihr euch vom Himmel enttäuscht abgewendet habt, zu diesen Worten. 
Sehet auf, ihr, deren Augen von Tränen schwer sind und die dem nachweinen, dass die Erde uns 
gnadenlos entrissen hat. 
Sehet auf, ihr, deren Blick schuldbeladen sich nicht erheben kann – sehet auf, eure Erlösung naht. Es 
geschieht noch etwas anderes, als was ihr täglich seht, etwas viel Wichtigeres, etwas unendlich viel 
Größeres und Mächtigeres – nehmt es nur wahr, seid auf der Wacht. Wartet noch einen kurzen 
Augenblick, und es wird etwas ganz Neues über Euch hereinbrechen. 
Gott wird kommen. 

Dietrich Bonhoeffer 
Quelle: London 1933-1935, DBW Band 13, Seite 336 

 
 
Die Diakoniebörse wird aktualisiert 
Nachdem die Homepage des Bundes neu gestaltet wurde, wird auch die Diakoniebörse 
aktualisiert. Die Diakoniebörse gibt Anregungen für diakonische Projekte und zeigt auf, mit 
welcher Zielgruppe die Projekte arbeiten und wie sie finanziert werden. Und man findet eine 
Kontaktadresse, um weitere Informationen zu erhalten. Je mehr Projekte sich vorstellen, um so 
bereichernder ist die Diakoniebörse. Bitte tragt Eure Projekte hier ein.  
(Viele von Euch hatten sich schon vor längerer Zeit  in die Diakoniebörse eingetragen. Da sich 
Daten und Kontaktpersonen schnell ändern, bitten wir auch Euch dieses Formular noch einmal 
auszufüllen.) 

 
 
Angebot vom Forum Familie 
Das Forum Familie des Fachbereichs Familie und Generationen bietet für 2017 ein Tagesseminar 
an unter dem Titel: Familienleben heute (s. Jahresprogramm 2017 der Evangelisch-Freikirchlichen 
Akademie Elstal, S. 21). Bei diesem Werkstatttag werden Impulse gegeben und es wird dazu 
eingeladen, das eigene und andere Familienbilder zu reflektieren. 
Kosten und Ort nach Absprache; Anfragen unter: familienundgenerationen@baptisten.de 

 
 
Ein Gütesiegel für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Im Rahmen eines neuen Kooperationsprojekts zwischen EKD und Diakonie Deutschland soll ein 
gemeinsames Gütesiegel Familienorientierung entwickelt werden. 

http://www.baptisten.de/mission-diakonie/diakonie/diakonieboerse/
http://www.baptisten.de/fileadmin/shared/media/dokumente/Jahresprogramm2017.pdf
mailto:familienundgenerationen@baptisten.de
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Ziel ist es, mit Hilfe des Gütesiegels familienfreundliche Maßnahmen nachhaltig in die 
Unternehmens- und Personalstrategie kirchlicher und diakonischer Einrichtungen zu 
implementieren und somit deren Arbeitgeberattraktivität zu stärken. Mehr unter hier.  

 
 
Im September fand die Fachtagung der eaf (Evangelische Arbeitsgemeinschaft Familie) statt, zum 
Thema: „Familie 2.0?! Familien in der digitalen Welt“ an der ich als Vertreterin unseres Bundes 
teilgenommen habe. Vorträge und Workshop-Präsentationen  findet ihr hier.  
 
Dazu passt eine Seite für Kinder. 
 
Die eaf setzt sich mit anderen für qualitativ gute Standards in Kitas ein. (s. Anlage) 

 
 
Christliche Caféarbeit – diakonisch da not-wendig? 
Im November fand das 12. Netzwerktreffen für christliche Cafés statt.  Ein Bericht darüber findet Ihr 
im Anhang. 

 
 
Recht auf Teilhabe 
Die Diakonie Deutschland und der Bundesverband evangelische Behindertenhilfe (BeB) halten 
Nachbesserungen beim Bundesteilhabegesetz für unerlässlich. (s. Anlage) 

 
 
Flüchtlingsarbeit vor Ort 
Der Bund unterstützt BEFG-Gemeinden, die sich für Flüchtlinge und deren Integration in die 
Gesellschaft einsetzen. Für ihre Projekte können Gemeindeverantwortliche jetzt offiziell finanzielle 
Mittel aus dem Fonds „Gemeinden helfen Flüchtlingen“ beantragen.  Den Antrag auf Förderung 
findet ihr hier. 

 
 
Fremd sein – Heimat finden:  
Informationen zum Basiskonto für Geflüchtete im Anhang. 

 
 
AmPuls- Konferenz „Hingehen, wo Gottes Herz schlägt!“ 
Hier noch einmal die Erinnerung und eine herzliche Einladung für alle, die diakonisch unterwegs 
sind zur AmPuls-Konferenz  vom 20.-22. Januar 2017 in München.  „Hingehen, wo Gottes Herz 
schlägt!“ - das ist mehr als nur ein Thema. Es ist die Bestimmung aller, die sich in Gottes Mission 
einbeziehen lassen: diakonisch, evangelistisch, liebevoll, radikal, experimentell, neu gründend, 
grenzüberwindend, interkulturell, belebend, transformierend! Mehr darüber und den Link zur 
Anmeldung findet ihr hier. 

 
 
Ich danke Euch für Euer Engagement und wünsche Euch immer wieder den Blick nach oben. 
 
Gott segne Euch 
 
Gaby Löding 
Referentin für Gemeindediakonie 
 
  

https://www.diakonie.de/vereinbarkeit-von-familie-und-beruf-guetesiegel-sichert-familien-15618.html
http://www.eaf-bund.de/de/projekte/familie_2_0
http://seitenstark.de/
http://www.baptisten.de/mission-diakonie/diakonie/fluechtlingshilfe/unterstuetzung-fluechtlingshilfe/
http://www.baptisten.de/mission-diakonie/diakonie/fluechtlingshilfe/unterstuetzung-fluechtlingshilfe/
http://www.baptisten.de/ampuls
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Christliche Caféarbeit - Luxus oder Notwendigkeit? 
 
Was haben Vorabendserien seit den 90er Jahren gemeinsam? Richtig: ein Café oder eine Kneipe, in 
denen sich ein großer Teil der Handlung abspielt. Ein realistisches Abbild der Wirklichkeit, stellte 
Gerold Vorländer von der Berliner Stadtmission beim 12. Netzwerktreffen für Christliche Café- und 
Kneipenarbeit fest: „Ein Café ist im heutigen Alltag der Hauptschauplatz menschlicher Begegnung 
in der Freizeit". Reichlich ausgebucht war das Treffen mit rund 60 Teilnehmenden, das vom 11. bis 
13. November in Stuttgart stattfand  
 
Seit 25 Jahren gibt es christliche Cafés in Deutschland. Der Trend wurde erst belächelt und bis 
heute fragen sich manche, ob es nicht ein zusätzlicher Luxus zur Gemeindearbeit ist. Gerold 
Vorländer betonte, dass ein Café oder eine Kneipe eine der besten Möglichkeiten ist, um 
Gastfreundschaft zu leben und Menschen zu erreichen, deren Leben durch individualisierte 
asynchrone Abläufe geprägt ist. Diese Arbeit ist im wahrsten Sinn des Wortes not-wendig. Er 
beleuchtete die Thematik theologisch, soziologisch und missional auf ansprechende und 
anschauliche Weise.  
 
Dass Gastfreundschaft für die Anwesenden mehr bedeutet als es ein bisschen „nett" zu machen, 
sondern Leben positiv verändert, konnte man im Miteinander an diesem Wochenende erleben. Die 
Teilnehmenden tauschten sich aus und man spürte die Leidenschaft, mit der „alte Hasen" Teams 
berieten, die neu einsteigen wollen. Gesegnet und gestärkt ging man nach dem 
Schlussgottesdienst auseinander in der Hoffnung, dass noch mehr Gemeinden diese Arbeit als 
Chance erkennen.  
 
Das nächste Netzwerktreffen, das vom Vorstand Peter Dietrich, Anke Beceral, Meina Fuchs und 
Antje Gensichen gemeinsam mit Birgit Dierks vorbereitet wird, findet vom 10. bis 12. November 
2017 in Berlin statt.  
 
 
Aus: AMD Newsletter November 2016 
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Recht auf Teilhabe verwirklichen 
 
04.11.2016   
Diakonie Deutschland und Bundesverband evangelische Behindertenhilfe (BeB) halten 
Nachbesserungen beim Bundesteilhabegesetz für unerlässlich. 
 
Die Diakonie Deutschland und der Bundesverband evangelische Behindertenhilfe fordern den 
Gesetzgeber auf, das geplante Bundesteilhabegesetz in elementaren Kernpunkten deutlich zu 
verbessern. „Es kann nicht sein, dass das Bundesteilhabegesetz durch manche Regelungen hinter 
das derzeit geltende Recht zurückfällt“, kritisiert Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie 
Deutschland. „Menschen mit Behinderung benötigen Leistungen der Pflegeversicherung und  
Teilhabeleistungen der Eingliederungshilfe. Ein Entweder-oder, abhängig davon, wie und wo die 
Betroffenen wohnen und ob sie erwerbstätig sind, darf es nicht geben. Menschen mit Behinderung 
und Pflegebedarf werden so in die Pflege gedrängt. Das ist hochproblematisch und wird dem 
Teilhabeanspruch nicht gerecht.“ 
 
Uwe Mletzko, Vorsitzender des Bundesverbandes evangelische Behindertenhilfe, stellt klar: 
„Diakonie Deutschland und BeB haben sich bisher mit ihren Positionierungen konstruktiv in die 
Beratungen eingebracht. Jetzt erwarten wir, dass der Gesetzentwurf in den elementaren 
Kernpunkten verbessert wird. Ein Bundesteilhabegesetz, das seinen Namen nicht verdient, können 
Diakonie Deutschland und BeB nicht mittragen!“ 
 
Michael Conty, der den BeB am kommenden Montag bei der Anhörung im Bundestagsausschuss 
für Arbeit und Soziales als Sachverständiger vertritt, bekräftigt: „Der Gesetzgeber hat es in der 
Hand, die zahlreichen Mängel am BTHG zu beseitigen und dafür zu sorgen, dass es für Menschen 
mit Behinderung ein gutes Gesetz wird. Andernfalls drohen bei den vielen ungelösten 
Schnittstellen Leistungslücken. Das kann nicht im Sinne der Menschen mit Behinderung sein.“ 
 
Das Bundesteilhabegesetz dürfe Menschen mit Behinderung nicht von Leistungen ausschließen, 
fordert Maik Tiedtke, stellvertretener Vorsitzender des Beirats der Menschen mit Behinderung und 
psychischer Erkrankung im BeB. Das betreffe zum Beispiel seh- oder hörgeschädigte Menschen. Sie 
und auch Menschen mit psychischer Erkrankung sollen keine Eingliederungshilfe erhalten, wenn 
sie nicht in fünf von neun Lebensbereichen Hilfe benötigten. „Alle müssen teilhaben können, egal 
ob sie viel Hilfe brauchen oder wenig“, sagt Tiedtke.  
 
Das geplante Bundesteilhabegesetz (BTHG) soll die Leistungen für Menschen mit Behinderung neu 
regeln. Damit sollen die derzeitigen rechtlichen Regelungen im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention reformiert, aus der Sozialhilfe herausgelöst und zu einem modernen 
Teilhaberecht weiterentwickelt werden. Das BTHG soll noch im Jahr 2016 verabschiedet werden. 
Ziel ist es, die Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung zu stärken, 
gleichzeitig aber auch die Steuerungsmöglichkeiten der Leistungsträger zu erhöhen und die 
Kosten zu begrenzen. 
 
Mehr Informationen finden Sie in der digitalen Pressemappe. 
 

http://www.diakonie.de/recht-auf-teilhabe-verwirklichen-17335.html
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Diese Information wurde erstellt unter Mitwirkung von Pamela Wellmann, Laura Stradt, Michael 
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1. Zugang zum Basiskonto 

a. Wer kann ein Basiskonto bekommen?  
 
Jeder Verbraucher mit rechtmäßigem Aufenthalt in der EU kann nach dem Zahlungskonten-
gesetz (ZKG) ein Basiskonto erhalten. Dazu zählen auch Personen ohne festen Wohnsitz, Asyl-
suchende, Geflüchtete und Personen ohne Aufenthaltstitel, die nicht abgeschoben werden dür-
fen. 
 

Rechtliche Situation 
Die Regelungen in § 31 ZKG sind klar formuliert, so dass Kreditinstitute die Eröffnung in den allermeisten 
Fällen vornehmen müssen.  
 
Die Zahlungskonto-Identitätsprüfungsverordnung (gültig seit 07.07.2016) legt genau fest, welche Doku-
mente insbesondere Geflüchtete und Geduldete benötigen, um sich gegenüber dem Kreditinstitut zu iden-
tifizieren. Dokumente, die bei der Registrierung von Geflüchteten erstellt werden (Ankunftsnachweis nach 
§ 63a AsylG) reichen aus. Für Geduldete ist dies die Bescheinigung über die Aussetzung der Abschie-
bung nach § 60a AufenthaltsG. Mit Einführung dieser Verordnung wurde das Problem gelöst, dass Ge-
flüchtete häufig nicht über die nach dem Bundesgeldwäschegesetz notwendigen Ausweispapiere verfü-
gen. 
 
Obdachlose müssen bei der Kontoeröffnung statt eines Wohnsitzes eine Postadresse angeben. Das kön-
nen die Adressen von Freunden oder der Familie sein oder aber die Angaben einer Beratungsstelle für 
Wohnungslose. 
 
Das Basiskonto ist nur für Verbraucher erhältlich, nicht also für Selbständige und Kleingewerbetreibende. 
Die nebenberufliche gewerbliche Nutzung dürfte ebenfalls nicht zulässig sein. Es gilt der Verbraucherbe-
griff des § 13 BGB. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Wegen der Vielzahl der Geflüchteten wurden zunächst in sehr vielen Fällen Ankunftsnachweise 
(BüMA) ausgestellt, die zwar während einer Übergangszeit durch eine Ausnahmeregelung der 
BaFin (Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht) zulässige Papiere waren, nach der jet-
zigen Verordnung aber nicht genügen (Stand August 2016). Diese Papiere werden im Laufe der 
nächsten Monate durch korrekte Versionen ersetzt. Bei Problemen mit der Kontoeröffnung in 
der Zwischenzeit sollte man sich um eine Beschleunigung bei der Behörde bemühen.  
 
Wenn die Eröffnung des Basiskontos verweigert wird, weil der Verbraucher angeblich nicht zum 
oben beschriebenen Personenkreis gehört, kann mit einem Verwaltungsverfahren einfacher 
Rechtsschutz erzielt werden (siehe Rechtsschutz). Das Kreditinstitut kann dann zur Eröffnung 
verpflichtet werden. 
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b. Muss jede Bank ein Basiskonto einrichten? 
 
Jedes Institut, das Zahlungskonten auf dem Markt anbietet, muss für Verbraucher ein Ba-
siskonto eröffnen. Dazu gehören auch Onlinebanken. 
 

Rechtliche Situation: 
 
Bietet ein Kreditinstitut Zahlungskonten an, so muss es dies auch für Denjenigen anbieten, der ein Ba-
siskonto beantragt. Sind die Kreditinstitute regional (z. B. Sparkassen) oder auf eine bestimmte Gruppe 
(z. B. Ärzte, Mitarbeiter kirchlicher Organisationen) begrenzt, müssen sie auch nur für diesen Personen-
kreis ein Basiskonto führen (§ 32 Absatz 1 ZKG). Kreditinstitute, die nur Onlinekonten führen, müssen 
Basiskonten nur in dem Leistungsumfang anbieten, wie er auch anderen Kontoinhabern bei diesem Insti-
tut zur Verfügung steht. Dies gilt auch für Auslandsbanken, die Zahlungskonten anbieten. 
 
Bürgschaftsbanken, Kreditgarantiegemeinschaften, Depotbanken, Teilzahlungsinstitute und Förderban-
ken der Länder und des Bundes müssen keine Basiskonten anbieten. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Lehnt das Kreditinstitut die Kontoeröffnung mit der Begründung ab, es sei hierzu nicht verpflich-
tet, sollte ein Verwaltungsverfahren (siehe Rechtsschutz) angestrebt werden.  
 
 

2. Antragstellung/Eröffnung 

a. Bekommt man das Basiskonto automatisch? 
 
Nein, das Basiskonto ist kein automatischer Mindeststandard jeden Girokontos. 
 

Rechtliche Situation 
 
Kreditinstitute sind nur bei Antrag eines Verbrauchers auf ein Basiskonto verpflichtet, auch ein Basiskonto 
zu eröffnen. 
Die Kreditinstitute dürfen auch andere Kontenmodelle mit geringerem Leistungsumfang anbieten und An-
träge auf Abschluss solcher Konten ablehnen. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Wenn der Verbraucher nicht explizit ein Basiskonto fordert, kann das Kreditinstitut die Eröffnung 
eines Girokontos ablehnen oder ein anderes Kontenmodell mit geringerem Leistungsumfang 
empfehlen und anbieten.  
 
Um das Basiskonto mit den gewünschten Leistungen zu eröffnen, sollte das Formular des Zah-
lungskontengesetzes (ZKG) benutzt werden. Es findet sich auf diversen Internetseiten (z. B. bei 



AG SBV Das Basiskonto – Information für die Beratungspraxis 

Seite 6 von 21 

der BaFin) oder in den Internetauftritten der einzelnen Kreditinstitute. Bei Ablehnung empfiehlt 
es sich, das Verwaltungsverfahren (siehe Rechtsschutz) einzuleiten. 

b. Wie erhält man ein Basiskonto? 
Das Basiskonto muss von dem Kreditinstitut nach einem entsprechenden Antrag des Verbrau-
chers eröffnet werden. Wenn der Antrag vollständig ist und alle notwendigen Angaben vorlie-
gen, eröffnet das Kreditinstitut innerhalb von 10 Tagen ein Basiskonto. 
 

Rechtliche Situation 
 
Das Basiskonto muss ausdrücklich beantragt werden, und zwar am besten schriftlich (§ 33 ZKG). Das 
Kreditinstitut ist verpflichtet, dem Verbraucher kostenfrei das Antragsformular zur Verfügung zu stellen 
(vgl. Anlage). Außerdem sind die Kreditinstitute verpflichtet das Antragsformular im Internet zum Down-
load zur Verfügung zu stellen, wenn es über einen Internetauftritt verfügt.  
 
Für den Antrag sind folgende Angaben erforderlich: 

x Name 
x Geburtsdatum und -ort 
x Anschrift des Verbrauchers 
 
Zusätzlich muss angegeben werden, ob noch weitere (Giro-) Zahlungskonten bestehen. Bei der Existenz 
weiterer Zahlungskonten muss erklärt werden, ob diese zur Nutzung zur Verfügung stehen (siehe Ableh-
nungsgründe) bzw. gekündigt sind. 
 
Außerdem muss angegeben werden, ob das Konto online oder am Schalter genutzt werden soll, wenn 
das Kreditinstitut verschiedene Kontomodelle anbietet, die vom Nutzerverhalten abhängig sind.  
Das Kreditinstitut ist verpflichtet, den Eingang des Antrags zu bestätigen (Eingangsbestätigung). Bei ei-
nem Antrag am Schalter ist dem Verbraucher eine Kopie des Antrags mit der Bestätigung auszuhändigen. 
Sollte der Antrag über den Postweg gestellt werden, so ist der Eingang entsprechend schriftlich zu be-
stätigen. 
Das Kreditinstitut kann sich bei vollständig ausgefülltem Antragsformular nicht darauf berufen, dass der 
Antrag unvollständig ist. Die Eröffnungsfrist von 10 Tagen beginnt dann zu laufen, unabhängig davon ob 
die Angaben korrekt sind oder nicht. 
 
Das Basiskonto muss vom Kreditinstitut unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von 10 Geschäftsta-
gen angeboten werden. Das Angebot des Kreditinstituts auf Abschluss eines Basiskontos muss der Ver-
braucher dann noch annehmen, damit auch die Eröffnung innerhalb von 10 Tagen gelingt - wie es die 
EU-Richtlinie vorschreibt.  
 
Achtung: Der Zeitraum zwischen Angebot auf Abschluss eines Basiskontos durch das Kreditinstitut und 
der Annahme durch den Verbraucher verlängert die 10-Tages-Frist (§ 48 Absatz 1 Nr. 3 ZKG). Daher ist 
darauf zu achten, dass der Verbraucher so schnell wie möglich das Angebot auf Abschluss des Basiskon-
tovertrags annimmt.1 
 
An einem Beispiel soll die Berechnung der Frist dargelegt werden, bis wann ein Basiskonto zur Verfügung 
stehen muss. 

 
  

                                                
1 Weiterführende Informationen zur Fristenregelung: Dieter Zimmermann, Veröffentlichung in diversen 

Fachforen sowie im Praxishandbuch Schuldnerberatung des Luchterhand Verlages 
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Beispiel: 
 
Der Verbraucher stellt am Montag, den 20.06., den Antrag auf Eröffnung eines Basiskontos am 
Schalter. Das Antragsformular ist vollständig ausgefüllt. Das Kreditinstitut schickt am 24.06. das 
Angebot zur Kontoeröffnung zu, welches der Verbraucher am Samstag, den 25.06., erhält. Er 
geht erst am Dienstag, den 28.06., zum Kreditinstitut und nimmt das Angebot an. 
In diesem Fall läuft die 10-Tages-Frist am Dienstag, den 05.07. ab. 
 
Der erste Geschäftstag zur Berechnung der 10-Tagesfrist ist der 21.06. Der Montag, 27.06., 
wird durch das Versäumnis des Verbrauchers nicht mitgezählt. Der 10. Geschäftstag ist somit 
erst Dienstag, der 05.07. Ohne Verzögerung bei der Annahme des Angebots müsste das Ba-
siskonto schon am Montag, den 04.07., zur Verfügung stehen. 
 
Die Ablehnung eines Antrags auf Eröffnung eines Basiskontos muss unverzüglich, ebenfalls 
innerhalb von 10 Geschäftstagen nach Eingang des Antrags erfolgen. Die Ablehnung ist dem 
Verbraucher schriftlich mit Angabe der Ablehnungsgründe zu übermitteln.  
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Durch den Zwischenschritt, dass das Kreditinstitut dem Verbraucher ein Angebot auf Annahme 
des Basiskontos unterbreitet und nicht sofort eröffnet, kann es zur Verlängerung der Eröffnungs-
frist kommen. Der Verbraucher muss an sich sofort das Angebot annehmen. Hier kann es aber 
durch verspätete Zustellung, Krankheit oder sonstige Gründe zu einer zeitverzögerten Annahme 
kommen.  
 
Hält das Kreditinstitut einen persönlichen Termin für notwendig, so muss dieser auch zeitnah 
zu einer zumutbaren Uhrzeit angeboten werden. Die Notwendigkeit eines persönlichen Termins 
verlängert die Frist nicht. Das geht also zu Lasten der Institute. Wenn die Eröffnungsfrist über-
schritten worden ist, ist ein Verwaltungsverfahren möglich (siehe Rechtsschutz). 
 
Die Voraussetzung des vollständig ausgefüllten Antragsformulars kann für Verbraucher ein Hin-
dernis darstellen, denn nur das vollständig ausgefüllte Formular gilt als zugegangen. Insbeson-
dere der Teil der Angaben zu vorhandenen weiteren Zahlungskonten kann hier leicht missver-
standen werden. Die Eröffnungs- bzw. Ablehnungsfrist läuft erst mit korrekter, vollständiger An-
tragstellung.  
 
Die klar gestaltete Antragstellung ermöglicht eine schnelle Überprüfung und dient der Beweis-
sicherung bei einer möglichen Klärung des Sachverhalts. Das Kreditinstitut muss den Antrag 
kostenfrei zur Verfügung stellen und ihn innerhalb einer angemessenen Frist abschließend be-
arbeiten. Im Regelfall weiß der Verbraucher nach zehn Geschäftstagen Bescheid, ob ihm nun 
ein Basiskonto zur Verfügung steht, oder ob die Eröffnung abgelehnt worden ist. Bei Ablehnung 
müssen ihm die Gründe und der weitere Rechtsschutzweg schriftlich mitgeteilt werden. Die klare 
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Regelung in Verbindung mit einer Sanktionsdrohung, sollte die Frist nicht eingehalten werden, 
dient einer korrekten Umsetzung des Gesetzes. 

c. Gibt es das Basiskonto auch als Gemeinschaftskonto? 
 
Das Basiskonto ist – wie das P-Konto auch – ein Einzelkonto. Der Anspruch auf ein Basiskonto 
ist höchstpersönlich und begründet daher keinen Anspruch auf ein Gemeinschaftskonto. 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Das Kreditinstitut verweist auf ein anderes Bankprodukt, um ein Gemeinschaftskonto zu ermög-
lichen. Bei Notwendigkeit von Einzelkonten sollte daher explizit nach einem Basiskonto gefragt 
werden. Das Gemeinschaftskonto ist insbesondere nicht empfehlenswert, wenn Kontopfändun-
gen drohen. 

d. Was passiert mit dem Basiskonto in der Insolvenz? 
 
Ein bestehendes Basiskonto erlischt mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Lediglich als Pfän-
dungsschutzkonten geführte Basiskonten bestehen weiter. Der Anspruch auf Eröffnung eines 
Basiskontos besteht auch während eines Insolvenzverfahrens, wenn die Voraussetzungen hier-
für erfüllt sind, z. B. kein funktionsfähiges Girokonto besteht bzw. das alte gekündigt ist. 
 

Rechtliche Situation 
 
Alle Geschäftsbesorgungsverträge (so auch der Girovertrag gem. § 675f BGB) erlöschen, sofern sie sich 
auf das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen beziehen (§§ 115, 116 InsO). Einer besonderen Kün-
digung durch das Kreditinstitut bedarf es hierfür nicht. Allerdings besteht ein Anspruch auf sofortige Wie-
dereinrichtung nach ZKG, sofern, wie oben beschrieben, die Voraussetzungen vorliegen. Das Institut 
kann aber auch durch konkludentes Weiterführen der Kontoverbindung stillschweigend das Geschäfts-
verhältnis aufrechterhalten.  
 
Pfändungsschutzkonten gem. § 850k ZPO sind nicht Teil der Insolvenzmasse und erlöschen damit nicht 
kraft Gesetzes. 
 
Die Kündigung eines Basiskontos durch das Kreditinstitut ist auch im Insolvenzverfahren unzulässig: le-
diglich die im ZKG aufgeführten Gründe gestatten eine Kündigung (siehe Kündigung des Basiskontos). 
Zudem ist zu beachten: Das Basiskonto alleine gewährt keinen Pfändungsschutz – Guthaben auf dem 
Basiskonto ist von einem Insolvenzbeschlag nur ausgenommen, wenn der Verbraucher vorher das (Ba-
sis-)Konto in ein P-Konto umgewandelt hat.  
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Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Sowohl der automatische Fortbestand des Girokontos als auch der Pfändungsschutz ist nach 
wie vor nur durch (vorherige) Umwandlung in ein Pfändungsschutzkonto möglich. Soll ein (Ba-
sis-)Konto nach Insolvenzeröffnung weiter genutzt werden, so sollte sicherheitshalber eine Um-
wandlung vorgenommen werden. Ist der Verbraucher derzeit auf das Konto nicht angewiesen 
und beabsichtigt (z. B. wegen vorliegender Pfändungen) nach Insolvenzeröffnung ein Konto bei 
einem anderen Kreditinstitut zu eröffnen, so erlischt ein nicht gem. § 850k ZPO geschütztes 
Konto bei Verfahrenseröfffnung und ermöglicht durch den Anspruch des ZKG den Wechsel zu 
einer nicht mit Pfändungen vorbelasteten Bank.  

e. Kann das Basiskonto auch als P-Konto geführt werden? 
 
Ja, auch beim Basiskonto besteht gemäß § 850 k ZPO ein Rechtsanspruch auf Umwandlung in 
ein P-Konto. 
 

Rechtliche Situation  
 
Der Antrag auf Eröffnung eines Basiskontos kann mit dem Antrag auf Führung dieses Kontos als Pfän-
dungsschutzkonto (P-Konto) verbunden werden (§ 33 ZKG). Ob der Basiskontoantrag mit einem Antrag 
zur Nutzung als P-Konto verbunden werden soll, ist vom Einzelfall abhängig und im Rahmen der Beratung 
gemeinsam mit dem Verbraucher zu erörtern. 
 
Da ein Verbraucher nur über ein P-Konto verfügen darf (vgl. § 850k VIII ZPO), muss ein vorher beste-
hendes P-Konto gekündigt bzw. rückumgewandelt werden. Gegebenenfalls kann dem Basiskontoantrag 
auch die Kündigung des bisherigen P-Kontos beigelegt und der Umzugsservice (siehe Leistungen/Ent-
gelte) beantragt werden. 
 
Im Eröffnungsformular für das Basiskonto kann direkt festgelegt werden, dass das Konto als Pfändungs-
schutzkonto geführt werden soll. 
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3. Ablehnungsgründe 

a. Wann kann ein Kreditinstitut die Eröffnung eines Basiskontos verweigern? 
 
Die Gründe für die Ablehnung sind im Gesetz in den §§ 35 bis 37 ZKG abschließend geregelt. 
Die Fälle sind konkret festgelegt, auf Generalklauseln hat der Gesetzgeber verzichtet. 
 

Rechtliche Situation 
 
In folgenden Fällen ist eine Ablehnung möglich: 
Die Kontoeröffnung kann abgelehnt werden, wenn der Verbraucher bereits ein Konto hat und dieses auch 
tatsächlich nutzen kann (§ 35 ZKG). Eine derartige tatsächliche Nutzungsmöglichkeit (= aktives Konto) 
ist nicht gegeben, wenn z. B. das Zahlungskonto wegen Pfändungen eines Gläubigers oder auf Grund 
kontokorrentmäßiger Verrechnung bzw. Aufrechnung durch das kontoführende Kreditinstitut für Zah-
lungsaufträge „blockiert“ ist (s. Regierungsentwurf, BT-Drucks. 18/7204, S. 78). In diesen Fällen besteht 
also ein Anspruch auf Eröffnung eines Basiskontos. Besteht Unsicherheit darüber, ob eine solche Blo-
ckade gegeben ist, kann der Verbraucher das Konto aber auch kündigen. 
 
Der Anspruch auf Eröffnung eines Basiskontos besteht nämlich auch, wenn das Kreditinstitut oder der 
Verbraucher das Konto gekündigt haben. Selbst wenn das alte Konto noch nicht geschlossen wurde und 
noch in der Schufa zu finden ist, kann ein neues Basiskonto eröffnet werden. Das gilt auch, wenn das 
alte Konto überzogen ist und der Rückstand nicht sofort zurückgeführt werden kann. 
 
Die Kontoführung kann weiterhin abgelehnt werden (§ 36 ZKG) bei einem strafbaren Verhalten des Ver-
brauchers oder wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot. Derartige Fallkonstellationen dürften in 
der Beratung eher selten vorkommen. Die Ablehnung ist danach möglich, wenn der Verbraucher eine 
vorsätzliche Straftat zum Nachteil des Kreditinstituts oder von Mitarbeitern oder Kunden der Bank began-
gen hat und dafür verurteilt worden ist. Die Verurteilung muss innerhalb einer zeitlichen Grenze von drei 
Jahren vor der Antragstellung erfolgt sein. 
 
Das Kreditinstitut kann die Kontoführung auch ablehnen, wenn der Verbraucher bereits in der Vergan-
genheit ein Basiskonto bei ihm hatte und dieses vorsätzlich für Zwecke genutzt hat, die gegen ein ge-
setzliches Verbot verstoßen. Hier kommen insbesondere Geldwäsche oder ein Finanzbetrug in Betracht. 
Voraussetzung ist allerdings, dass das Kreditinstitut den Vertrag über die Führung des Kontos innerhalb 
des letzten Jahres vor Antragstellung gekündigt hat. Eine Ablehnung ist schließlich auch schon präventiv, 
nämlich zur Verhinderung von Geldwäsche oder zur Bekämpfung einer Terrorismusfinanzierung möglich. 
 
Ein Ablehnungsrecht besteht außerdem dann, wenn der Verbraucher bereits ein Basiskonto bei dem 
entsprechenden Kreditinstitut hatte und dieses den Vertrag im Jahr vor der Antragstellung wegen Zah-
lungsverzugs berechtigt gekündigt hat (§ 37 ZKG). Eine Kündigung ist aber nur dann berechtigt, wenn 
der Verbraucher über einen Zeitraum von drei Monaten mit einem nicht unerheblichen Teil der geschul-
deten Entgelte oder Kosten von mind. 100 EUR im Rückstand ist. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten  
 
Problematisch ist, wenn ein bestehendes Konto vom Verbraucher zwar noch tatsächlich genutzt 
werden kann – und damit (s. o.) ein Basiskonto abgelehnt werden kann –, eine Verrechnung 
durch das Kreditinstitut aber droht. 
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Wird das Konto im Soll geführt, ist von einer fehlenden Nutzungsmöglichkeit erst dann auszu-
gehen, wenn die geduldete Kontoüberziehung gekündigt ist. Kreditinstitute nehmen Kontopfän-
dungen oder die Ankündigung eines Einigungsversuchs gemäß § 305 InsO häufig zum Anlass, 
eine fristlose Kündigung des Überziehungskredites auszusprechen. In derartigen Konstellatio-
nen ist daher mit einer Kündigung und einer nicht mehr bestehenden Nutzungsmöglichkeit zu 
rechnen. Wird seitens des Kreditinstitutes mit der Kündigung bis zum Eingang einer Lohn-/Ge-
haltszahlung abgewartet, führt die Verrechnung für den Kunden gegebenenfalls zu einer exis-
tenzgefährdenden Situation. Daher empfehlen Schuldnerberater zur Vermeidung einer Verrech-
nung häufig vorsorglich zu einem Kontowechsel. 
 
Der Verbraucher kann das Konto selbst kündigen. Das Kündigungsrecht ergibt sich aus § 675 h 
Abs. 1 Satz 1 BGB. Eine Kopie der schriftlichen Kündigung mit Zugangsnachweis sollte dem 
Antrag auf Einrichtung des Basiskontos beigelegt werden. Beantragt der Verbraucher die Kon-
towechselhilfe gem. §§ 20 ff ZKG, ist der nahtlose Übergang am besten gewährleistet (siehe 
Kann der Verbraucher das Basiskonto kündigen?). Die Kontenwechselhilfe gilt auch für das 
Basiskonto. Im Falle einer Kündigung sollte sichergestellt sein, dass keine weiteren Gelder auf 
dem gekündigten Konto eingehen. 

b. Wie muss das Kreditinstitut die Ablehnung erklären? 
 
Die Ablehnung muss gegenüber dem Verbraucher unverzüglich, spätestens jedoch zehn Ge-
schäftstage nach Eingang des Antrags erklärt werden. Die Gründe der Ablehnung sind dem 
Verbraucher regelmäßig schriftlich und unentgeltlich mitzuteilen (zu Einzelheiten s. § 34 Abs. 3 
Satz 2 ZKG). Dies gilt auch hinsichtlich der bestehenden Möglichkeiten, sich gegen die ableh-
nende Entscheidung zur Wehr zu setzen. 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Ist die Ablehnung aus rechtlichen Gründen unzulässig, besteht die Möglichkeit, ein Verwaltungs-
verfahren bei der BaFin zu beantragen, um das Kreditinstitut zu verpflichten, ein Konto zu eröff-
nen. Darüber hinaus kann der Verbraucher auch eine Klage auf Abschluss eines Basiskonto-
vertrags oder auf Eröffnung eines Basiskontos erheben (s. § 51 ZKG) (siehe Rechtsschutz). 
 

4. Leistungen/Entgelte 

a. Was kann das Basiskonto? 
 
Das Basiskonto gewährt einen umfassenden Leistungsumfang, der die Teilnahme am Zah-
lungsverkehr ermöglicht. Dazu gehören: 

x Barein- und auszahlungen, Geldautomatennutzung 
x Lastschriftgeschäft 
x Überweisungsgeschäft 
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x Daueraufträge 
x Zahlungskartengeschäft (Bezahlen mit der Karte) 
x Onlinebanking, sofern im Leistungsangebot generell vorhanden, s. u. 

Sämtliche Zahlungsdienste sind dem Verbraucher in dem Umfang zur Verfügung zu stellen, wie 
das Kreditinstitut sie Verbrauchern üblicherweise anbietet, es also auch für andere Kunden an-
geboten wird. 
 

Rechtliche Situation 
 
Dem Verbraucher ist der gleiche Leistungsumfang anzubieten wie anderen Kunden. Wenn das Institut 
eine Leistung (z. B. Onlinebanking) grundsätzlich anbietet, muss diese auch Nutzern eines Basiskontos 
gewährt werden. Damit wird die lange bestehende Praxis, Inhabern von Guthabenkonten oder Pfän-
dungsschutzkonten elementare und selbstverständliche Leistungen zu verweigern, beendet. Außerdem 
ist in § 38 Abs.4 ZKG festgelegt, dass Verbraucher sowohl in der Filiale vorsprechen, als auch Automaten 
nutzen können. Auch hier gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung mit anderen Kunden konsequent. 
 
Die Kreditinstitute sind gemäß § 45 ZKG verpflichtet, auch Unterstützungsleistungen zu erbringen; diese 
hat mit Bezug zur Zahlungskontenrichtlinie 2014/92/EU (Artikel 20 Absatz 2) auch in Form von Beratung 
zu erfolgen. Zusätzliche Leistungen (Dispokredit, Kreditkarte, etc.) können zwischen Kreditinstitut und 
dem Verbraucher vereinbart werden (§ 39 ZKG). Weitere Dienstleistungen dürfen nicht zur Bedingung 
für die Kontoeröffnung gemacht werden, da dies dem Kopplungsverbot nach § 32 Abs. 1 ZKG widersprä-
che. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Es kann zu Einschränkungen im Leistungsumfang kommen. Insbesondere ist im Gesetz On-
linebanking nicht explizit als Pflichtleistung aufgeführt. Trotzdem muss es nach der Zahlungs-
kontenrichtlinie 2014/92/EU (Erwägungsgrund 44 und Art. 17 Abs. 1 d iii) Verbrauchern auch im 
Rahmen des Basiskontos ermöglicht werden, wenn dieses System generell zur Verfügung steht. 
Leider fehlt eine eindeutige Klarstellung im Zahlungskontengesetz, so dass hier möglicherweise 
Kreditinstitute unzulässige Einschränkungen des Leistungsumfangs vornehmen. Das Online-
banking sollte über die obige Regelung zum Leistungsumfang garantiert sein und wird auch in 
der Gesetzesbegründung erwähnt.  
 
Da die BaFin die Einhaltung des ZKG durch die Kreditinstitute überprüft, sollten Verstöße (z. B. 
unzulässige Einschränkungen, unzulässige Kopplungen) gemeldet werden. Verstöße können 
mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 € geahndet werden. Die BaFin kann das Institut aber auch 
zur Erfüllung auffordern. 
Der Verbraucher kann außerdem bei Leistungspflichten nach zivilrechtlichen Regelungen einen 
Erfüllungsanspruch geltend machen und das Kreditinstitut so zur Einhaltung der Regelungen 
verpflichten. 
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b. Kann ein Basiskonto auch überzogen werden? 
 
Ja. 
 

Rechtliche Situation 
 
Das Kreditinstitut darf zusätzliche Leistungen anbieten. Grundsätzlich kann auch eine Überziehungsmög-
lichkeit - anders als häufig in der Presse zu lesen - vereinbart werden. 
 
Nicht alle potentiellen Kunden eines Basiskontos sind überschuldet. Geringe Überziehungsmöglichkeiten 
sind auch generell wünschenswert - sowohl im Interesse des Verbrauchers, als auch der Institute. Von 
der durch die EU-Richtlinie möglichen Option, die Überziehungsmöglichkeit auf einen bestimmten Betrag 
bzw. eine bestimmte Höchstdauer festzulegen, wurde kein Gebrauch gemacht. 

c. Kann das Basiskonto auch als P-Konto geführt werden? 
 
Ja. 
 

Rechtliche Situation 
 
Gemäß § 33 Abs. 1 kann ein Basiskonto auch als Pfändungsschutzkonto geführt werden. Auf dem An-
tragsformular für ein Basiskonto kann dies entsprechend angekreuzt werden, so dass direkt ab Eröffnung 
auch Pfändungsschutz besteht. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Ein Problem im Rahmen des § 35 ZKG ergibt sich daraus, dass die „Mitnahme“ der P-Konto-
funktion bei einem Kontowechsel nicht geregelt ist. Da jeder Verbraucher nur ein Pfändungs-
schutzkonto unterhalten darf (§ 850k Abs. 8 Satz 1 ZPO), muss vor Führung des neuen Ba-
siskontos als P-Konto die P-Konto-Eigenschaft des bisherigen Kontos beendet sein. Wird das 
neue Konto als Basiskonto eröffnet und erst dann die Umwandlung in ein P-Konto beantragt, 
besteht die Gefahr eines zeitweilig fehlenden Pfändungsschutzes. Hier könnte die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme der neuen Kontowechselhilfe durch den Kunden gemäß §§ 20 ff. ZKG 
helfen. Diese beantragt der Kunde bei seiner neuen Bank.  
 
Voraussetzung ist, dass das Kreditinstitut, bei der das neue Konto geführt wird, dann auch mit 
der Schließung des bisherigen P-Kontos gem. § 21 Nr. 6 ZKG beauftragt wird. So ist sicherge-
stellt, dass es das Datum der Schließung kennt, mit der die P-Konto-Eigenschaft erlischt. Wei-
terhin muss der Verbraucher bereits mit dem Antrag auf Eröffnung eines Basiskontovertrags die 
Führung des neuen Kontos als P-Konto beantragen, so dass das Konto dann ab Schließung 
des bisherigen Kontos als P-Konto geführt werden könnte.  
 
Alternativ kann der Verbraucher auf die Rückumwandlung des bestehenden P-Kontos hinwirken 
und im Anschluss das Basiskonto in ein P-Konto umwandeln - jedenfalls solange keine Auskeh-
rung aufgrund einer Pfändung droht. 
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d. Wie viel kostet das Basiskonto? 
 
Die Höhe der Kosten ist gesetzlich nicht festgelegt. Die Kosten sollen angemessen und markt-
üblich sein und orientieren sich am Nutzerverhalten. 
 

Rechtliche Situation 
 
Leider beschränkt das ZKG die Aussagen zur Höhe der Kosten auf unbestimmte Rechtsbegriffe wie 
„marktüblich“ und „angemessen“, ohne dabei Anhaltspunkte vorzugeben, wie diese unbestimmten 
Rechtsbegriffe auszulegen wären. Zusätzlich wird im Rahmen der Begründung bei der Beurteilung der 
Angemessenheit auf die durchschnittliche Kostendeckung der Kontoführung und die Sicherung des Ge-
winns Bezug genommen. Dies unterstellt, dass die Entgelte für Kontoführung generell konkret kostende-
ckend sind bzw. den Instituten Gewinne ermöglichen. 
 
Ein Anhaltspunkt ist zumindest die Aufnahme des Kriteriums “Nutzerverhalten” aufgrund der Intervention 
von Verbraucherzentralen und Freier Wohlfahrtspflege in das Gesetz. Dies garantiert, dass das Institut 
zumindest zwei verschiedene Modelle anbieten muss, die sich am Nutzerverhalten (online oder Schalter) 
orientieren, wenn es das generell auch für ihre übrige Kundschaft tut. Auch die Kriterien der Richtlinie 
können herangezogen werden, die auf ein günstiges Konto Bezug nehmen. Insofern könnten die Entgelte 
der “normalen” Girokonten mit gleichem Leistungsumfang als Anhaltspunkt für die Zulässigkeit der Höhe 
gelten.  
 
Wird ein zu hohes Entgelt vereinbart, führt dies gemäß § 134 BGB aufgrund des Verstoßes gegen § 41 
ZKG zur Unwirksamkeit der Entgeltklausel. In diesem Fall schuldet der Verbraucher gar kein Entgelt. Auf 
diese Weise sollen die Kreditinstitute motiviert werden, eine angemessene Vergütung zu verlangen. 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Kreditinstitute könnten mit Verweis auf die unbestimmten Rechtsbegriffe ein zu hohes Entgelt 
verlangen oder keine Modellauswahl anbieten. Beispielsweise ist es nur möglich das Konto mit 
dem Pauschalpreis und hohen Buchungsposten zu wählen, obwohl man keinen online-Zugang 
nutzen kann. 
 
Wenn Kreditinstitute ein zu hohes Entgelt verlangen, besteht die Möglichkeit einer Feststel-
lungsklage nach § 41 ZKG. Ist diese erfolgreich, werden keinerlei Entgelte geschuldet. Da die 
BaFin die Einhaltung des ZKG verantwortet, sollte eine Mitteilung über die zu hohen Entgelte 
erfolgen. Aufgrund der Verwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe muss die Rechtspre-
chung entscheiden, wie diese Begriffe auszulegen sind. Hier werden langfristig nur (Ver-
bands-)klagen zu einer Definition der Begriffe führen. 
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5. Kündigung des Basiskontos 

a. Kann das Kreditinstitut das Basiskonto kündigen? 
 
Eine Kündigung ist nur in den im ZKG abschließenden Fällen möglich. Es ist sowohl eine or-
dentliche als auch außerordentliche Kündigung möglich. 
 

Rechtliche Situation 
 
Die Gründe für eine Kündigung des Basiskontos durch das kontoführende Institut sind in § 42 ZKG ab-
schließend aufgezählt. Hierbei sind die ordentliche Kündigung mit mindestens zweimonatiger Kündi-
gungsfrist (§ 42 Abs. 2 ZKG – dazu a) sowie die außerordentliche Kündigung mit mindestens zweimona-
tiger Kündigungsfrist (§ 42 Abs. 3 ZKG – dazu b) bzw. die außerordentliche Kündigung ohne Kündigungs-
frist (§ 42 Abs. 4 ZKG – dazu c) zu unterscheiden: 
 
Ordentliche Kündigung mit Zwei-Monats-Frist 
Diese Kündigungsgründe kann das Kreditinstitut nur geltend machen, wenn es sie in seinen AGB oder 
im Vertrag vorher ausdrücklich vereinbart hat. Passiert das nicht, besteht kein Kündigungsrecht. 
 
§ 42 Abs. 2 ZKG sieht die Vereinbarung einer Kündigungsmöglichkeit für folgende vier Fallgruppen vor: 
Nr. 1 Über mehr als 24 Monate wurde kein Zahlungsvorgang beauftragt. 
Nr. 2  Die persönlichen Voraussetzungen sind entfallen (z. B. Kontoinhaber ist kein „Verbraucher“ mehr, 

sondern betreibt ein Gewerbe; Aufenthaltsrecht bzw. Duldung oder Flüchtlingsstatus sind wegge-
fallen). 

Nr. 3  Es steht ein weiteres Zahlungskonto zur Verfügung. 
Nr. 4  Kontoinhaber hat eine Änderung des Basiskontovertrags ohne Grund abgelehnt, die das Institut 

allen Basiskonten-Inhabern wirksam nach § 675g BGB angeboten hatte. 
 
Außerordentliche Kündigung mit Zwei-Monats-Frist 
Diese Kündigungsgründe müssen nicht ausdrücklich vereinbart werden. 
§ 42 Abs. 3 ZKG normiert ein Kündigungsrecht mit mindestens zweimonatiger Kündigungsfrist wegen: 
Nr. 1  Einer vorsätzlichen Straftat.  

Die Straftat muss zum Nachteil der kontoführenden Bank, ihren Mitarbeitern oder Bankkunden be-
gangen worden sein und die Fortsetzung der Kontoführung unzumutbar erscheinen lassen. 
Im Gegensatz zum entsprechenden Ablehnungsgrund ist hier keine Verurteilung erforderlich. 

Nr. 2  Eines „nicht unerheblichen“ Zahlungsrückstands. 
 
Die Kündigung ist nur gerechtfertigt, wenn ein Zahlungsrückstand von mehr als 100 EUR aus Kontofüh-
rungsentgelten oder Kosten über einen Zeitraum von mehr als drei Monaten angewachsen ist; zusätzlich 
muss die Gefahr bestehen, dass aus der weiteren Führung des Basiskontos weitere Forderungen entste-
hen werden, deren Erfüllung nicht gesichert ist. 
Außer bei Gefahr für die öffentliche Sicherheit hat dieser außerordentlichen Kündigung eine Abmahnung 
und das Setzen einer Abhilfefrist vorauszugehen. Auch darf von der Kündigungsmöglichkeit nur innerhalb 
einer angemessenen Frist ab Kenntnis des Kündigungsgrundes Gebrauch gemacht werden (§ 42 Abs. 5 
Sätze 2 und 3 ZKG). 
 
Außerordentliche fristlose Kündigung 
Nach § 42 Abs. 4 und 5 ZKG kann der Basiskontovertrag (innerhalb einer angemessenen Frist ab Kennt-
nis des Kündigungsgrundes) fristlos gekündigt werden, wenn der Kontoinhaber: 
 
Nr. 1  Das Konto vorsätzlich zu verbotenen Zwecken wie Geldwäsche oder Finanzbetrug nutzt 
Nr. 2  Unzutreffende Angaben gemacht hat, um den Basiskontovertrag abschließen zu können und bei 

Vorlage der zutreffenden Angaben kein solcher Vertrag mit ihm geschlossen worden wäre. 
 
Eine Kündigung des Basiskontos durch das kontoführende Institut muss „in Textform“ erfolgen. „Textform“ 
setzt nach § 126b BGB eine lesbare Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger voraus, in der die 
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Person des Erklärenden genannt ist. Eine eigenhändige Unterschrift ist nicht notwendig. Aber es muss 
eine Speicherung und die unveränderte Wiedergabe möglich sein, wie es bei E-Mail, Computerfax, 
USB-Stick, Speicherkarte und natürlich Papier der Fall ist. 
Die Kündigung muss klar und verständlich sein. Sie muss, wenn der Verbraucher und das kontoführende 
Institut nichts anderes vereinbart haben, in deutscher Sprache abgefasst sein. Im Regelfall ist der Kündi-
gungsgrund anzugeben. 
 
In der Kündigung ist der Verbraucher darüber zu informieren, dass er sich an die BaFin oder an die 
zuständige Verbraucherschlichtungsstelle wenden kann, und es sind die einschlägigen Kontaktdaten 
(BaFin, Verbraucherschlichtungsstelle und ggf. institutseigene Beschwerdestelle) mitzuteilen (§ 43 ZKG). 

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Leider ist im Falle einer unzulässigen Kündigung kein Verwaltungsverfahren vorgesehen. Es 
besteht daher nur der Zivilrechtsweg oder die Möglichkeit einer Beschwerde bei BaFin, Verbrau-
cherschlichtungsstellen oder Ombudsmännern. 
Nach einer berechtigten Kündigung besteht ein Anspruch auf Eröffnung eines Basiskontos bei 
einem anderen Kreditinstitut. 

b. Kann der Verbraucher das Basiskonto kündigen? 
 
Verbraucher können ihr Basiskonto jederzeit ordentlich kündigen. 
 

Rechtliche Situation 
Das ZKG verweist in § 44 in Bezug auf die ordentliche Kündigung des Verbrauchers auf § 675h Absatz 1 
BGB. Kreditinstitute sind verpflichtet ein Konto nach Wirksamwerden der Kündigung zu schließen. Soweit 
vereinbart gilt eine Kündigungsfrist von maximal ein Monat. Es ist zu empfehlen, die Kündigung schriftlich 
zu erklären. 
 
Bestehen im Falle der Kündigung des Kontos durch den Verbraucher noch offene Forderungen der Kre-
ditinstitute oder ist das Konto gar überzogen und wird diese Überziehung im Zuge der Kündigung nicht 
ausgeglichen, haben verschiedene Kreditinstitute in der Vergangenheit die Schließung des Kontos ver-
weigert. Insbesondere bei Inanspruchnahme des Dispos war man der Auffassung, ohne Rückzahlung sei 
die Kündigung des Kontos nicht möglich. In § 35 ZKG ist nun geregelt, dass man mit einer schlichten 
Kündigungserklärung (die Kündigung muss also nicht vom Kreditinstitut akzeptiert werden) ein neues 
Basiskonto eröffnen kann. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass es auf eine mögliche Überziehung des 
alten Kontos ebenfalls nicht ankommt. Verbraucher können auch in diesen Fällen problemlos das Konto 
wechseln. 
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6. Rechtsschutz 

a. Welche Handlungsmöglichkeiten bestehen, wenn die Eröffnung eines 
Basiskontos verweigert wird? 

 
Ein bestehendes Basiskonto erlischt mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Lediglich als Pfän-
dungsschutzkonten geführte Basiskonten bestehen weiter. Der Anspruch auf Eröffnung eines 
Basiskontos besteht auch während eines Insolvenzverfahrens, wenn die Voraussetzungen hier-
für erfüllt sind, z. B. kein funktionsfähiges Girokonto besteht bzw. das alte gekündigt ist. 
 

Rechtliche Situation 
 
Alle Geschäftsbesorgungsverträge (so auch der Girovertrag gem. § 675f BGB) erlöschen, sofern sie sich 
auf das zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen beziehen (§§ 115, 116 InsO). Einer besonderen Kün-
digung durch das Kreditinstitut bedarf es hierfür nicht. Allerdings besteht ein Anspruch auf sofortige Wie-
dereinrichtung nach ZKG, sofern, wie oben beschrieben, die Voraussetzungen vorliegen. Das Institut 
kann aber auch durch konkludentes Weiterführen der Kontoverbindung stillschweigend das Geschäfts-
verhältnis aufrechterhalten.  
 
Pfändungsschutzkonten gem. § 850k ZPO sind nicht Teil der Insolvenzmasse und erlöschen damit nicht 
kraft Gesetzes. 
 
Die Kündigung eines Basiskontos durch das Kreditinstitut ist auch im Insolvenzverfahren unzulässig: le-
diglich die im ZKG aufgeführten Gründe gestatten eine Kündigung (siehe Kündigung des Basiskontos) 
Zudem ist zu beachten: Das Basiskonto alleine gewährt keinen Pfändungsschutz – Guthaben auf dem 
Basiskonto ist von einem Insolvenzbeschlag nur ausgenommen, wenn der Verbraucher vorher das (Ba-
sis-)Konto in ein P-Konto umgewandelt hat.  

 
 
Anwendungsprobleme und Handlungsmöglichkeiten 
 
Nach Wahl eines Rechtsbehelfes ist der jeweilige andere ausgeschlossen (§ 48 Abs. 2 Nr. 1, 
§ 51 Abs. 2 ZKG). 
 
Die Alternative einer Zivilklage vor dem Landgericht ist für viele Verbraucher eine hohe Hürde: 
Diese Zuweisung zu den Landgerichten hat für den rechtlich zumeist nicht bewanderten Ver-
braucher den schwerwiegenden Nachteil, dass er seinen Anspruch beweisen muss. Im Verwal-
tungsverfahren ist die BaFin als Verwaltungsbehörde zur Ermittlung des Sachverhaltes von 
Amts wegen verpflichtet (Amtsermittlungsgrundsatz). Außerdem muss sich der Verbraucher 
beim Landgericht durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen (Anwaltszwang, § 78 ZPO). Dem 
häufig einkommensarmen Verbraucher wird dadurch eine weitere Hürde auferlegt, auch wenn 
im Rahmen der Prozesskostenhilfe ein Anwalt beigeordnet werden kann. Das Verfahren ist nicht 
anzuraten. 
 
Empfehlenswert ist daher in den allermeisten Fällen ein Antrag auf Durchführung eines Verwal-
tungsverfahrens bei der BaFin (§ 48 ZKG). Ein Antragsformular ist mit dem Gesetz veröffentlicht 
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worden und ist dem Verbraucher vom Kreditinstitut mit der Ablehnung des Antrags eines Ba-
siskontos auszuhändigen (§ 34 Absatz 4 Satz 3 ZKG). Außerdem ist es auf den Internetseiten 
der BaFin und im Anhang zu finden. Der Verbraucher kann hierin den notwendigen Sachverhalt 
schildern, um der BaFin eine Überprüfung und ggf. Anordnung zu ermöglichen. Die BaFin ist 
verpflichtet, den Sachverhalt zu ermitteln. Das Verfahren ist kostenlos. 
 
Das ZKG sieht in § 49 eine gebundenen Entscheidung vor: Die BaFin muss, wenn alle Tatbe-
standsvoraussetzungen des § 48 ZKG vorliegen, die vorgesehene Rechtsfolge (Anordnung des 
Vertragsschlusses bzw. Anordnung der Kontoeröffnung) herbeiführen. Gegen diese Entschei-
dung der BaFin kann der Verbraucher (aber auch das Kreditinstitut) Widerspruch einlegen. In 
dem Widerspruchsverfahren kann die BaFin ihre Entscheidung überprüfen und ggf. abändern. 
Gegen diese Widerspruchsentscheidung können Verbraucher bzw. Kreditinstitut innerhalb ei-
nes Monats beim Landgericht klagen (gem. § 50 ZKG). 
 
Sollte die BaFin länger als vier Wochen nicht über das Verwaltungsverfahren entscheiden, kann 
der Verbraucher direkt eine Untätigkeitsklage beim Landgericht einreichen (§ 50 Abs. 1 S. 2 
ZKG). 
 
Das Verwaltungsverfahren erscheint langwierig – angesichts der festgelegten Rechtsfolge (ge-
bundene Entscheidung des § 49 Abs. 1 ZKG - Anordnung des Abschlusses eines Vertrages 
bzw. der Kontoeröffnung) und den der BaFin gesetzlich auferlegten Bearbeitungszeiträumen 
(4 Wochen) – aber für den Kunden am einfachsten und effektivsten. Angesichts des jetzt ge-
setzlich verankerten Rechts auf Zugang zu einem Zahlungskonto besteht Hoffnung, dass auch 
schon eine Beschwerde bei den Ombudsleuten der Bankenverbände den gewünschten Erfolg 
bringt. 
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